
Aktenzeichen:  6 ABR 111/77

LAG Düsseldorf Beschluß des BAG vom 21.  August 1979

Für das Nachschlagewerk: Ne i n
Für die Fachpresse: Ne i n
Für die Amtl iche Sammlung: Ne i n

Gesetz:  BetrVG 1972 § 40 Abs. 1, § 37 Abs. 6
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6 ABR 111/77
10 Ta BV 61/76 Düsseldorf

Im Namen des Volkes!

Beschluß
In Sachen

PP •

hat der Sechste Senat des Bundesarbei tsger ichts am 21. August 
1979 durch den Vorsitzenden Richter Professor Dr. Auffarth,  
den Richter Dr. Leinemann und die Richterin Michels-Holl  sowie 
die ehrenamtlichen Richter Rose und Dr. Hollmann beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Antragstel lers gegen 
den Beschluß des Landesarbeitsgerichts Düssel­
dorf vom 2. Mai 1977 - 10 Ta BV 61/76 - wird 
zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
-  2 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

G r ü n d e  :

I .  Der Antragstel ler  is t  1972 erstmals als Betr iebsratsmi t­
gl ied gewählt worden. Nachdem im Jahre 1973 der Betr iebsrats­
vorsitzende aus seinem Amt ausgeschieden war, wurde der Antrag­
s t e l l e r  als Betriebsratsvorsitzender gewählt. Er is t  außerdem 
Mitgl ied des Gesamtbetriebsrats im Unternehmen der Antragsgeg­
nerin und von seiner berufl ichen Tät igkei t  f re i  g e s te l l t .

Am 24. Apri l  1975 is t  der Betriebsrat neu gewählt und der 
Antragstel ler  wiedergewäh1t worden.

Der Antragstel ler  hat am 31. Mai 1972, 5. Februar 1973, 
vom 29. Jul i  bis 11. August 1973, am 6. September und am 
15. November 1973 an Schulungsveranstaltungen t e i 1 genommen.

Vom 19. Januar bis 1. Februar 1975 nahm der Antragstel ler  
aufgrund eines Beschlusses des Betriebsrats an einer Schulung 
der IG Metall  für f r e i g e s t e l l t e  Betr iebsratsmitgl ieder in deren 
Bildungsstätte Heidehof/Dortmund t e i l .  Für die Teilnahme hat 
die IG Metall  dem Antragstel ler  für jeden Tag der Schulungstei l ­
nahme 4 8 , - -  DM, insgesamt also 624 , - -  DM in Rechnung g e s te l l t .  
Außerdem hat die IG Metall  ihm für Fahrtkosten 24,20 DM und als 
Zehrgeld für die An- und Abreise 3 0 , - -  DM vorgestreckt.  Die 
Übernahme dieser Kosten begehrt der Antragstel ler  von der An­
tragsgegner i n.

Der Antragstel ler  hat beantragt,  die Antragsgegnerin zu 
verpf l ichten ,  ihm die Kosten für die Teilnahme an der Schulungs­
und Bildungsmaßnahme in Dortmund/Heidehof in Höhe von 678,20 DM 
zu ersta t ten .  Die Antragsgegnerin hat beantragt,  den Antrag zu- 
rückzuwei sen.

Der Antrag is t  in beiden Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben.  
Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt  der Antragstel ler  
sein Verfahrensziel  wei ter ,  während die Antragsgegnerin um Zu­
rückweisung der Rechtsbeschwerde b i t t e t .

I I .  In prozessualer Hinsicht bestehen keine rechtl ichen Beden­
ken .
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1. Die Rechtsbeschwerde des Antragstel lers is t  nach § 91 Abs. 3 
Satz 1, § 92 Abs. 1 Satz 1 ArbGG s t a t th a f t .

2. Das Beschlußverfahren is t  die gebotene Verfahrensart  (§ 2 a 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, § 80 Abs. 1 ArbGG 1979), da über einen An­
spruch auf Ersatz von Kosten zu entscheiden i s t ,  die dem Antrag­
s t e l l e r  aus Anlaß der Teilnahme an einer Schulungsveranstaltung 
entstanden sind.

3. Die Antragsbefugnis des Antragstel lers sowie die B e t e i l i ­
gungsbefugnis der Antragsgegnerin und des Betriebsrats sind ohne 
weiteres gegeben.

4. Das Landesarbeitsgericht ist  zu Recht vom Vorliegen des 
Rechtsschutzinteresses an der begehrten Entscheidung ausgegangen. 
Es fo lg t  aus der unterschiedlichen Auffassung der Betei l igten  
über die Erstattung der dem Antragstel ler  entstandenen Schulungs­
kosten .

I I I .  Die Rechtsbeschwerde hat in der Sache keinen Erfolg.  Sie 
mußte zurückgewiesen werden, ohne daß es auf die Erwägungen des 
Landesarbeitsgerichts ankommt.

Der Antragstel ler  hat nach den Feststellungen des Landesar­
bei tsger ichts,  die von den Betei l igten insoweit nicht bestr i t ten  
sind, den Betrag, dessen Erstattung er von der Antragsgegnerin 
begehrt, bisher nicht selbst gezahlt:  Den Tagungsbeitrag hat 
ihm der Veranstal ter  der Schulung in Rechnung g e s t e l l t ,  die üb­
rigen Kosten (Fahrt-  und Zehrgeld) sind ihm von diesem vorge­
streckt worden. Damit wird vom Antragstel ler  ein Sachverhalt zur 
Entscheidung g e s te l l t ,  der bei Vorliegen der übrigen Vorausset­
zungen nach § 37 Abs. 6 BetrVG einen Freistellungsanspruch ge­
gen die Antragsgegnerin nach § 40 Abs. 1 BetrVG begründen könnte. 
Mit diesem mater iel len Begehren stimmt aber der vom Antragstel ­
ler  verfolgte prozessuale Antrag nicht überein, mit dem er Zah­
lung an sich verlangt.  Damit decken sich Antrag und mater ie l les  
Prozeßziel nicht ,  die Rechtsbeschwerde muß insoweit schon des­
halb zurückgewiesen werden, ohne daß es auf die Ausführungen des 
Landesarbeitsgerichts im übrigen ankommen kann, weil dem Antrag­
s t e l l e r  nach dem unstrei t igen Sachverhalt ein Zahlungsanspruch 
in Höhe von 678,20 DM nicht zusteht.
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Der Senat hat schon wiederholt dargelegt,  daß es sich 
bei dem Anspruch des Betriebsratsmitgl ieds nach § 40 Abs. 1,
§ 37 Abs. 6 BetrVG nicht um einen Zahlungs- sondern um einen 
Freistellungsanspruch für die von ihm gegenüber dem Träger 
der Schulung im Rahmen von § 37 Abs. 6 BetrVG eingegangenen 
Verbindl ichkeiten handelt (vgl .  Beschluß des erkennenden 
Senats vom 21. November 1978 - 6 ABR 10/77 - /"demnächst 7 
AP Nr. 35 zu § 37 BetrVG 1972; Beschluß vom 27. März 1979 
- 6 ABR 15/77 - /~demnächst_7 AP Nr. 7 zu § 80 ArbGG 1953).
Nur wenn das Betr iebsratsmitgl ied bereits die Ansprüche des 
Trägers der Schulung e r f ü l l t  hat,  wandelt sich dieser F r e i ­
stellungsanspruch in einen Zahlungsanspruch um (BAG Beschluß 
vom 27. März 1979, aaO).

Mit dem von ihm gestel l ten Zahlungsantrag hat der Antrag­
s t e l l e r  die rechtl ichen Möglichkeiten verkannt, die sich aus 
dem von ihm von Anfang an und auch in der Beschwerdeinstanz 
unverändert vorgetragenen Sachverhalt ergeben. In r i ch t ig er  
Erkenntnis der Sachlage hätte der Antragstel ler  sein Begehren 
mit einem Freistel lungsantrag verfolgen müssen. Somit stimmen 
prozessualer Antrag und Prozeßziel nicht miteinander überein.  
Während mit dem prozessualen Antrag ein Zahlungsziel verfolgt  
wird, besteht das (mater ie l le )  Ziel  des Antragstel lers von 
Anfang an darin,  nicht mit den durch seine Schu1ungstei1 nähme 
verbundenen Kosten belastet  zu sein. Dadurch, daß das Landes­
arbei tsger icht  den Antragstel ler  nicht hierüber unterr ichtet  
und dafür gesorgt hat,  daß er entsprechend dem von ihm vorge­
tragenen Sachverhalt einen sachdienlichen Antrag s t e l l t ,  hat 
es zwar gegen § 139 ZPO verstoßen (vgl .  Wieczorek, ZPO,
2. A u f l . ,  § 139 Anm. B I I  a 2; Stein- Jonas-Poh1e , ZPO,
19. Auf ! . ,  § 139 Anm. 2 I I ;  Baumbach-Lauterbach-Albers-Hartmann, 
ZPO, 36. A u f l . , §  139 Anm. 2 C; Thomas-Putzo, ZPO, 10. Auf ! . ,
§ 139 Anm. 2 bb; Schulze-Osterloh, Anmerkung zu AP Nr. 1 zu 
§ 87 BetrVG 1972 Provision; BAG 19, 342 /"350_7 = AP Nr. 13 
zu § 91 a ZPO und BAG 24, Ö / "2 3 _7 = AP Nr. 31 zu § 611 BGB 
Dienstordnungs-Angeste11t e ) .  Auf diesem Verfahrensfehler be-
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ruht auch der Beschluß des Landesarbeitsgerichts.  Das Landesar­
bei tsgericht  hätte auf die Stellung eines Freistel lungsantrags  
hinwirken müssen, weil der Antragstel ler  übersehen hat, daß sein 
Klagantrag das von ihm verfolgte mater ie l le  Ziel  nicht deckt. Da 
dieser Verfahrensfehler aber nicht von Amts wegen zu berücksich­
tigen is t  und der Antragstel ler  ihn mit der Rechtsbeschwerde nicht  
gerügt hat (§ 559 Abs. 2 Satz 2, § 554 Abs. 3 Nr. 3 ZPO, § 93 
ArbGG) hat es bei der Entscheidung des Landesarbeitsgerichts zu 
bleiben. Eine Änderung des Antrags in der Rechtsbeschwerdeinstanz 
kommt wegen § 94 Abs. 2 Satz 2 ArbGG nicht in Betracht.

Ebenso mußte eine (sachgerechte) Auslegung des Antrags als 
Feststel lungsantrag unterbleiben, weil der Antragstel ler  sein 
Begehren eindeutig auf einen Zahlungsanspruch ausgerichtet hat.

gez.: Dr. Auffarth Michels-Holl  Dr. Leinemann

Dr. Ho 11 mann Rose
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